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§ 12

Anforderung ausländischer Experten
(1) Fachexperten aus der Sowjetunion oder anderen 

sozialistischen Staaten können zur Mitarbeit in Exper­
tengruppen angefordert werden. Die Kosten für den 
Aufenthalt und die Betreuung des Experten trägt die 
anfordernde Stelle.

(2) Das Verfahren für die Anforderung des Experten 
tm Ausland richtet sich nach den geltenden Bestim­
mungen über die wissenschaftlich-technische Zusam­
menarbeit.

§ 13

Durchführung der Begutachtung

(1) Die Begutachtung ist parallel zur Ausarbeitung 
der Unterlagen der Investitionsvorbereitung durchzu­
führen. Der Einsatz der Experten bzw. Expertengrup­
pen muß zeitlich so erfolgen, daß die aus der Begut­
achtung der jeweils vorliegenden Teilergebnisse der 
laufende« Vorbereitung einer. Investition gewonnenen 
Erkenntnisse unverzüglich in der weiteren Vorberei­
tung berücksichtigt werden können.

(2) Für die Arbeit der Expertengruppen gelten fol­
gende Grundsätze:

a) Die Arbeit der Expertengruppe wird von einem 
Vorsitzenden geleitet. Ein in der Expertengruppe 
als Sachverständiger mitarbeitender Angehöriger 
der zuständigen Gutachterstelle ist gleichzeitig 
Sekretär der Expertengruppe und Vertreter des 
Vorsitzenden.

b) Die Mitglieder der Expertengruppe haben die Er­
gebnisse der von ihnen überprüften Teile der Un­
terlagen zur Vorbereitung von Investitionen 
schriftlich vorzulegen.

c) Jeder selbständige Teil einer Begutachtung erfor­
dert die kollektive Beratung und Abfassung der 
Empfehlungen der Expertengruppe. Abweichende 
Meinungen einzelner Experten sind mit Begrün­
dung protokollarisch festzuhalten.

d) Zu wichtigen Beratungen der Expertengruppe, ins­
besondere der Abschlußbesprechung, sind die an 
der Vorbereitung und Durchführung der Investi­
tion beteiligten Institutionen hinzuzuziehen. Das 
für die Investitionsfinanzierung zuständige Kre­
ditinstitut ist vom Termin der Abschlußbespre­
chung unter gleichzeitiger Übersendung des Be­
ratungsmaterials rechtzeitig zu informieren und 
hat das Recht, daran teilzunehmen.

§ 14
Ergebnisse der Begutachtung

(1) Die in den jeweiligen Abschnitten der Begutach­
tung gewonnenen Erkenntnisse sind schriftlich in Gut-, 
achten, Protokollen und anderen Unterlagen zu fixie­
ren. Darin müssen Urteile zu den einzelnen Fragen­
komplexen enthalten sein, die mit Vergleichen, Gegen­
rechnungen oder anderen Fakten und Daten zu be­
gründen sind. In den abschließenden Gutachten zur 
Technisch-ökonomischen Zielstellung und zur Aufga­
benstellung müssen darüber hinaus die Schlußfolgerun­
gen für die Bestätigung enthalten sein.

(2) Die Aussagen in den Gutachten sind Empfehlun­
gen, die die zuständigen Stellen in die Lage versetzen, 
die zur weiteren gründlichen und schnellen Vorberei­
tung der Investition notwendigen Maßnahmen zu ver­
anlassen.

§15

Information über die Ergebnisse der Begutachtung

(1) Die in den einzelnen Phasen der Begutachtung 
auszuarbeitenden Teilgutachten usw. sind von der Gut­
achterstelle den für die Vorbereitung der Investition 
Verantwortlichen, der zuständigen Filiale der Deut­
schen Investitionsbank und — soweit erforderlich — an­
deren Staats- und Wirtschaftsorganen zu übermitteln:

(2) Die Gutachten zur Technisch-ökonomischen Ziel­
stellung und zur Aufgabenstellung sind Teile der zur 
Bestätigung vorzulegenden Unterlagen. Sie sind dem 
für die Vorbereitung der Investition Verantwortlichen 
zu übergeben.

A b s c h n i t t  IV

Mitwirkung bei der Bestätigung von Unterlagen 
der Investüionsvorbereitung

§ 16

(1) Zur Bestätigung der Technisch-ökonomischen Ziel­
stellung und der Aufgabenstellung gemäß § 15 der In­
vestitionsverordnung sind Vertreter der Gutachterstelle 
(gegebenenfalls auch Experten) hinzuzuziehen, die die 
zu bestätigenden Unterlagen begutachtet haben

(2) Vertreter von Gutachterstellen sind berechtigt, an 
der Bestätigung auch solcher Unterlagen der Investi­
tionsvorbereitung in ihrem Zuständigkeitsbereich teil­
zunehmen, die von ihnen nicht begutachtet wurden.

(3) Die Gutachterstellen der übergeordneten Staats­
und Wirtschaftsorgane haben gemäß § 15 Abs. 7 der 
Investitionsverordnung das Recht, gegen die Bestäti­
gung begründet Einspruch mit aufschiebender Wirkung 
einzulegen. Das Einspruchsrecht SBBI ist im ein­
zelnen im Statut des SBBI geregelt.

(4) Die erforderlich werdende Einspruchsverhand­
lung ist vom Leiter des Organs zu führen, dessen Gut­
achterstelle den Einspruch eingelegt hat. Er hat zu 
sichern, daß alle Institutionen, die zur Klärung beitra­
gen können, gehört werden; er entscheidet endgültig.

A b s c h n i t t  V 

Schlußbestimmung

§17

Diese Anordnung tritt am 1. Januar 1965 in Kraft. 

Berlin, den 24. Dezember 1964

Der Vorsitzende 
der Staatlichen Plankommission
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